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195. Kundmachung: Weitere Ratifikationen und Beitritte zum Abkommen über Zollerleichterungen im Reise-
verkehr, zum Zusatzprotokoll zum Abkommen über Zollerleichterungen im Reiseverkehr,
betreffend die Einfuhr von Werbeschriften und Werbematerial für den Fremdenverkehr und
zum Zollabkommen über die vorübergehende Einfuhr privater Straßenkraftfahrzeuge.

1 9 6 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Volksrepublik Polen
über den Luftverkehr.

1 9 7 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Freistaat Bayern über die Anwendung der
Salinenkonvention samt Schlußprotokoll.

1 9 5 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 29. Juli 1958, betreffend weitere
Ratifikationen und Beitritte zum Abkom-
men über Zollerleichterungen im Reisever-
kehr, zum Zusatzprotokoll zum Abkommen
über Zollerleichterungen im Reiseverkehr,
betreffend die Einfuhr von Werbeschriften
und Werbematerial für den Fremdenverkehr,
und zum Zollabkommen über die vorüber-
gehende Einfuhr privater Straßenkraftfahr-

zeuge.

Nach Mitteilungen des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen haben bis zum 1. Juni 1958
folgende weitere Staaten das Abkommen über
Zollerleichterungen im Reiseverkehr, BGBl.
Nr. 131/1956, ratifiziert oder sind diesem bei-
getreten:

Bundesrepublik Deutschland (einschließlich
des Landes Berlin), Haiti, Indien, Italien, Jor-
danien, Marokko und die Niederlande (ein-
schließlich Surinam, die Niederländischen An-
tillen und Niederländisch Neu-Guinea).
Die Regierung des Vereinigten Königreiches

von Großbritannien und Nordirland hat erklärt,
daß das Abkommen über Zollerleichterungen im
Reiseverkehr für folgende Gebiete, deren inter-
nationale Beziehungen das Vereinigte Königreich
wahrnimmt, Anwendung findet:

Nordborneo, Zypern, Fiji, Jamaika, Malai-
ischer Bund, Seychellen, Sierra Leone, Singa-
pur, Protektorat Somaliland, Tonga, Sansibar,
Brunei, Antigua, Mauritius, Sarawak, Domi-
nica, Bermuda, Gambia, Mont Serrat, Ni-
gerischer Bund, Britische Salomon-Inseln, Insel-
protektorat, Gibraltar, Jungferninseln, St. He-
lena, Grenada, St. Vincent, Kenia (mit Vor-
behalt), Uganda (mit Vorbehalt), Tanganjika
(mit Vorbehalt).
Die Vorbehalte hinsichtlich der Anwendung

des vorliegenden Abkommens auf Kenia, Uganda
und Tanganjika haben folgenden Wortlaut:

(i) Die Regierungen von Kenia, Uganda und
Tanganjika betrachten sich durch Art. 2 des Ab-
kommens nicht gebunden, insofern er sich auf
tragbare Musikinstrumente, tragbare Grammo-
phone mit Platten, tragbare Tonaufnahmegeräte,
Fahrräder ohne Motor und Sportfeuerwaffen mit
Patronen bezieht, sind jedoch bereit, die vor-
übergehende Einfuhr dieser Gegenstände ent-
sprechend dem Verfahren zur Ausstellung von
Eingangsvormerkscheinen zu genehmigen.

(ii) Die Regierungen von Kenia, Uganda und
Tanganjika betrachten sich durch Art. 3 des Ab-
kommens nicht gebunden, sind jedoch bereit,
hinsichtlich der darin angeführten Erzeugnisse
angemessene Zugeständnisse zu machen.

(iii) Die Regierungen von Kenia, Uganda und
Tanganjika betrachten sich durch Art. 4 des Ab-
kommens nicht gebunden und behalten sieh das
Recht vor, für die darin angeführten Gegen-
stände Eingangsvormerkscheine zu verlangen.

Die Regierung des Malaiischen Bundes hat er-
klärt, daß sie die Rechte und Verpflichtungen
übernimmt, die sich aus der von der Regierung
des Vereinigten Königreiches von Großbritan-
nien und Nordirland bekanntgegebenen Aus-
dehnung des Geltungsbereiches des vorliegenden
Abkommens auf das Gebiet des Malaiischen Bun-
des ergeben.

Nach Mitteilungen des Generalsekretariates
der Vereinten Nationen haben bis zum 1. Juni
1958 folgende weitere Staaten das Zusatzproto-
koll zum Abkommen über Zollerleichterungen
im Reiseverkehr, betreffend die Einfuhr von
Werbeschriften und Werbematerial für den
Fremdenverkehr, BGBl. Nr. 131/1956, ratifiziert
oder sind diesem beigetreten:

Bundesrepublik Deutschland (einschließlich
des Landes Berlin), Haiti, Italien, Jordanien,
Marokko und die Niederlande (einschließlich
Surinam, die Niederländischen Antillen und
Niederländisch Neu-Guinea).
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Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat erklärt,
daß das vorliegende Zusatzprotokoll zum Ab-
kommen über Zollerleichterungen im Reisever-
kehr für folgende Gebiete, deren internationale
Beziehungen das Vereinigte Königreich wahr-
nimmt, Anwendung findet:

Nordborneo, Zypern, Fiji, Jamaika, Malai-
ischer Bund, Seychellen, Sierra Leone, Singapur,
Protektorat Somaliland, Tonga, Sansibar,
Brunei, Antigua, Mauritius, Sarawak, St. Vin-
cent, Gambia, Mont Serrat, Nigerischer Bund,
Britische Salomon-Inseln, Inselprotektorat, Gi-
braltar, Jungferninseln, Grenada, St. Helena,
Dominica, Kenia (mit Vorbehalt), Uganda (mit
Vorbehalt), Tanganjika (mit Vorbehalt).

Der Vorbehalt hinsichtlich der Anwendung des
vorliegenden Zusatzprotokolls auf Kenia, Uganda
und Tanganjika hat folgenden Wortlaut:

Die Regierungen von Kenia, Uganda und Tan-
ganjika behalten sich unbeschadet der Artikel 2, 3
und 4 des Zusatzprotokolls das Recht vor, hin-
sichtlich irgendeines der darin angeführten Ge-
genstände, welcher zu irgendeinem Zeitpunkt
zollpflichtig sein könnte, vorübergehende Ein-
fuhrbewilligungen zu verlangen.

Die Regierung des Malaiischen Bundes hat er-
klärt, daß sie die Rechte und Pflichten über-
nimmt, die sich aus der von der Regierung des
Vereinigten Königreiches von Großbritannien
und Nordirland bekanntgegebenen Ausdehnung
des Geltungsbereiches des vorliegenden Zusatz-
protokolls auf das Gebiet des Malaischen Bun-
des ergeben.

Nach Mitteilungen des Generalsekretariates
der Vereinten Nationen haben bis zum 1. Juni
1958 folgende weitere Staaten das Zollabkommen

über die vorübergehende Einfuhr privater Stra-
ßenkraftfahrzeuge, BGBl. Nr. 131/1956, ratifi-
ziert oder sind diesem beigetreten:

Haiti, Indien (mit Vorbehalt), Italien, Jor-
danien und die Niederlande (einschließlich Su-
rinam, die Niederländischen Antillen und
Niederländisch Neu-Guinea).

Die Vorbehalte Indiens lauten:
Zu Artikel 1 Absatz (e): Juristische Personen

sind von den Kategorien jener Personen ausge-
schlossen, die für die in diesem Abkommen vor-
gesehenen Konzessionen ausersehen sind.

Zu Artikel 2: Unbeschadet der Bestimmungen
des Artikels 2 dieses Abkommens sind Personen
ausgeschlossen, die ihren gewöhnlichen Wohnsitz
außerhalb Indiens haben und anläßlich eines vor-
übergehenden Aufenthaltes in Indien eine be-
zahlte Beschäftigung annehmen oder irgendeine
sonstige Tätigkeit gegen Entgelt ausüben.

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat erklärt,
daß das vorliegende Zollabkommen für folgende
Gebiete, deren internationale Beziehungen das
Vereinigte Königreich wahrnimmt, Anwendung
findet:

Nordborneo, Zypern, Fiji, Jamaika, Malai-
ischer Bund, Seychellen, Sierra Leone, Singapur,
Protektorat Somaliland, Tonga und Sansibar.

Die Regierung des Malaiischen Bundes hat er-
klärt, daß sie die Rechte und Verpflichtungen
übernimmt, die sich aus der von der Regierung
des Vereinigten Königreiches bekanntgegebenen
Ausdehnung des Geltungsbereiches des vorliegen-
den Zollabkommens auf das Gebiet des Malai-
ischen Bundes ergeben.

Raab

196.

Abkommen
zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Volks-
republik Polen über den Luftverkehr.

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Volksrepublik Polen haben, von
dem Wunsch geleitet, die gegenseitigen Beziehun-
gen auf dem Gebiet der Zivilluftfahrt zu regeln
und die Entwicklung des Luftverkehrs zwischen
beiden Ländern zu fördern, folgendes verein-
bart:

Artikel I

Jeder der Vertragschließenden Teile gewährt
dem anderen Vertragschließenden Teil die im
Anhang 1 zu diesem Abkommen angeführten
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Rechte zur Einrichtung und zum Betrieb der in
diesem Anhang bezeichneten Luftverkehrslinien.

Artikel II

1. Jeder der Vertragschließenden Teile macht
für den Betrieb dieser Luftverkehrslinien dem
anderen Vertragschließenden Teil eine oder
mehrere Luftverkehrsunternehmungen namhaft
und bestimmt, vorbehaltlich der Erteilung der
im Absatz 2 dieses Artikels vorgesehenen Ge-
nehmigung, den Zeitpunkt der Eröffnung dieser
Linien.

2. Jeder Vertragschließende Teil hat, vorbehalt-
lich der Bestimmungen des Absatzes 4 dieses
Artikels der durch den anderen Vertragschlie-
ßenden Teil namhaft gemachten Luftverkehrs-
unternehmung oder den durch den anderen
Vertragschließenden Teil namhaft gemachten
Luftverkehrsunternehmungen unverzüglich die
erforderliche Betriebsgenehmigung zu erteilen.

3. Vor Erteilung der Genehmigung zur Er-
öffnung der im Anhang 1 vorgesehenen Luft-
verkehrslinien können die Luftfahrtbehörden
eines der Vertragschließenden Teile eine vom
anderen Teil namhaft gemachte Luftverkehrs-
unternehmung zum Nachweis verhalten, daß sie
in der Lage ist, den in ihren Gesetzen vor-
gesehenen Erfordernissen sowie jenen Vorschrif-
ten zu entsprechen, die üblicherweise auf den
Betrieb von internationalen Luftverkehrslinien
Anwendung finden.

4. Jeder Vertragschließende Teil behält sich das
Recht vor, einer von dem anderen Vertrag-
schließenden Teil namhaft gemachten Luftver-
kehrsunternehmung die Betriebsgenehmigung zu
versagen oder eine solche zurückzuziehen, wenn
ihm nicht nachgewiesen wird, daß das über-
wiegende Eigentumsrecht und die tatsächliche
Verfügungsgewalt an dieser beziehungsweise über
diese Unternehmung dem anderen Vertragschlie-
ßenden Teil oder physischen oder juristischen
Personen dieses Vertragschließenden Teiles zu-
stehen, oder wenn die Unternehmung die im
Artikel X genannten Gesetze und Vorschriften
nicht beachtet.

Dieses Recht wird nur nach Fühlungnahme mit
dem anderen Vertragschließenden Teil ausgeübt
werden, es sei denn, daß die Rücknahme der
Betriebsgenehmigung zur Vermeidung weiterer
Verletzungen unerläßlich ist.

Artikel III

Alle Fragen, die mit der Gewährleistung der
Sicherheit und mit der technischen Durchführung
der Flüge zusammenhängen, werden im An-
hang 2 zum vorliegenden Abkommen dargelegt
und werden unter die Zuständigkeit der Luft-
fahrtbehörden der Vertragschließenden Teile
fallen.
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Artikel IV

Alle kommerziellen Fragen, insbesondere die
Festsetzung der Flugpläne einschließlich der
Häufigkeit des Verkehrs, der Beförderungstarife,
die Abwicklung der finanziellen Verrechnung und
der technischen Bedienung der Flugzeuge am
Boden, werden in einer gesonderten Verein-
barung zwischen den namhaft gemachten öster-
reichischen und polnischen Luftverkehrsunter-
nehmungen geregelt werden.

Artikel V

1. Die Gebühren und andere Zahlungen für
die Benützung eines jeden Flughafens, seiner An-
lagen und technischen Einrichtungen auf dem Ge-
biet der Republik Österreich seitens einer pol-
nischen Luftverkehrsunternehmung werden in
Übereinstimmung mit den amtlich festgesetzten
Sätzen und Tarifen eingehoben werden.

2. Die Gebühren und andere Zahlungen für die
Benützung eines jeden Flughafens, seiner Anlagen
und technischen Einrichtungen auf dem Gebiet
der Volksrepublik Polen seitens einer österrei-
chischen Luftverkehrsunternehmung werden
nicht höher sein als die Sätze und Tarife, die
für analoge Leistungen auf dem Gebiet der
Republik Österreich von der polnischen Luft-
verkehrsunternehmung eingehoben werden.

3. Die Umrechnung wird in Übereinstimmung
mit dem im gegebenen Zeitpunkt zwischen den
Vertragschließenden Teilen gültigen Abkommen
über den Zahlungsverkehr erfolgen.

Artikel VI

1. Flugzeuge, die Flüge in Übereinstimmung
mit Artikel I des vorliegenden Abkommens
durchführen, sowie Treib- und Schmierstoffe,
Ersatzteile, Ausrüstung und Lebensmittel, die
sich an Bord dieser Flugzeuge befinden, werden
bei ihrem Eintritt in das Gebiet des anderen
Vertragschließenden Teiles und auch bei ihrem
Austritt aus diesem Gebiet von Einfuhr- und
Ausfuhrzöllen sowie den sonstigen Abgaben be-
freit, einschließlich jener Fälle, in denen sie
während des Fluges über dem angeführten Ge-
biet verwendet oder verbraucht werden, doch
mit Ausnahme der Fälle, in denen sie auf dem
Gebiet des anderen Vertragschließenden Teiles
übereignet werden.

2. Ersatzteile, Treib- und Schmierstoffe, die für
die Durchführung und Gewährleistung der
Flüge in Übereinstimmung mit Artikel I des
vorliegenden Abkommens erforderlich sind, so-
wie Werkzeuge, die zur Ergänzung des Werk-
zeugsatzes des Flugzeuges bestimmt sind, werden
zur Einfuhr in das Gebiet des anderen Vertrag-
schließenden Teiles sowie zur Ausfuhr aus diesem
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Gebiet ohne Einhebung von Einfuhr- und Aus-
fuhrzöllen und sonstigen Abgaben, doch ohne
das Recht, sie auf diesem Gebiet zu übereignen,
zugelassen.

3. Während die oben angeführten Gegenstände
sich auf dem Gebiete des anderen Vertragschlie-
ßenden Teiles befinden, unterliegen sie der Kon-
trolle der Zollbehörden.

Artikel VII

1. Die Tarife, die durch die gemäß Artikel II
Absatz 1 dieses Abkommens namhaft gemachten
Luftverkehrsunternehmungen angewendet wer-
den, müssen gegenseitig abgestimmt werden, so-
fern es sich um Abschnitte der im Anhang 1 zu
diesem Abkommen festgelegten Flugstrecken
handelt, auf welchen Unternehmungen beider
Vertragschließender Teile den Transport durch-
führen. Diese Vereinbarung soll nach Möglich-
keit in Übereinstimmung mit der vom Inter-
nationalen Lufttransportverband (IATA) für die
Tariferstellung festgesetzten Vorgangsweise ge-
troffen werden.

2. Alle auf diese Weise festgelegten Flugtarife
sind den Luftfahrtbehörden der beiden Vertrag-
schließenden Teile zur Genehmigung vorzulegen.

Artikel VIII

Die Flugzeuge der von den beiden Vertrag-
schließenden Teilen gemäß Artikel II Absatz 1
dieses Abkommens namhaft gemachten Luftver-
kehrsunternehmungen müssen bei Flügen über
dem Gebiet des anderen Vertragschließenden
Teiles die für internationale Flüge festgesetzten
Kennzeichen ihrer Staaten tragen sowie Ein-
tragungsscheine, Lufttüchtigkeitszeugnisse und
die Genehmigung für Radioanlagen mit sich
führen. Darüber hinaus werden die zuständigen
Organe jedes der Vertragschließenden Teile fest-
setzen, welche weiteren Borddokumente von
ihren eigenen Flugzeugen im internationalen
Verkehr mitgeführt werden müssen, und sie wer-
den diese Dokumente den zuständigen Organen
des anderen Vertragschließenden Teiles mitteilen.
Piloten und die übrigen Besatzungsmitglieder
müssen im Besitz der vorgeschriebenen Erlaubnis-
scheine sein.

Artikel IX

Zum Betrieb der im Anhang 1 zu diesem Ab-
kommen angeführten Luftverkehrslinien wird
jeder Vertragschließende Teil die Befähigungs-
zeugnisse und Erlaubnisscheine der Staatsange-
hörigen des anderen Vertragschließenden Teiles
sowie die Lufttüchtigkeitszeugnisse anerkennen,
die von diesem Teil ausgestellt oder anerkannt
wurden.

Jeder Vertragschließende Teil behält sich je-
doch das Recht vor, den seinen eigenen Staats-
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angehörigen vom anderen Vertragschließenden
Teil oder von einem dritten Staat ausgestellten
Befähigungszeugnissen und Erlaubnisscheinen die
Anerkennung zu versagen.

Artikel X

1. Die Gesetze und Vorschriften jedes Ver-
tragschließenden Teiles, die den Eintritt der im
internationalen Luftverkehr verwendeten Luft-
fahrzeuge in sein Gebiet, ihren Aufenthalt auf
demselben und ihren Austritt aus demselben
oder den Betrieb, die Führung und die Lenkung
der genannten Luftfahrzeuge während ihres
Aufenthalts innerhalb seines Gebietes regeln,
finden auch auf die Luftfahrzeuge einer vom an-
deren Vertragschließenden Teil namhaft gemach-
ten Luftverkehrsunternehmung Anwendung.

2. Die Fluggäste, Besatzungen und Absender
von Waren sind verhalten, persönlich oder durch
Vermittlung eines in ihrem Namen und auf ihre
Rechnung handelnden Dritten die Gesetze und
Vorschriften zu beachten, welche auf dem Gebiet
jedes der Vertragschließenden Teile den Einflug,
Aufenthalt und Ausflug von Fluggästen, Be-
satzungen und Waren regeln. Dies gilt insbeson-
dere für die Ein- und Ausfuhr-, Einwanderungs-,
Zoll- und Sanitätsvorschriften.

Artikel XI

Im Falle einer Notlandung, Havarie oder Ka-
tastrophe eines Flugzeuges eines der Vertrag-
schließenden Teile auf dem Gebiet des anderen
Vertragschließenden Teiles wird jener Teil, auf
dessen Gebiet dieses Ereignis geschehen ist, un-
verzüglich darüber den anderen Teil verstän-
digen, die erforderlichen Maßnahmen für die
Untersuchung der Ursachen des Ereignisses er-
greifen und auf Ersuchen des anderen Teiles die
ungehinderte Einreise in sein Gebiet von Ver-
tretern dieses Teiles zur Teilnahme an der Unter-
suchung des Ereignisses sichern sowie auch un-
verzüglich Hilfsmaßnahmen gegenüber der Be-
satzung und den Fluggästen, wenn diese bei dem
Ereignis gelitten haben, treffen und die Un-
versehrtheit der auf diesem Flugzeug befindlichen
Post, Gepäckstücke und Fracht gewährleisten. Der
Teil, der die Untersuchung des Unfalles führt,
ist verpflichtet, den anderen Teil über deren Er-
gebnis zu informieren.

Artikel XII

Die von den Vertragschließenden Teilen ge-
mäß Artikel II Absatz 1 dieses Abkommens
namhaft gemachten Luftverkehrsunternehmun-
gen werden das Recht haben, das für den Betrieb
der im Anhang 1 zu diesem Abkommen vor-
gesehenen Luftverkehrslinien notwendige tech-
nische und kaufmännische Personal auf dem Ge-
biet des anderen Vertragschließenden Teiles zu
unterhalten.
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Artikel XIII

Bei Anwendung des vorliegenden Abkommens
und seiner Anhänge

a) ist unter dem Ausdruck „Luftfahrt-
behörde" zu verstehen

im Falle Österreichs:
das „Bundesministerium für Verkehr und

verstaatlichte Betriebe, Amt für Luftfahrt"
oder jedes Organ, das zur Ausübung der
gegenwärtig dieser Behörde zustehenden
Funktionen befugt ist;

im Falle Polens:
das „Ministerium für Straßen- und Luft-

transport" oder jedes Organ, das zur Aus-
übung der gegenwärtig dieser Behörde zu-
stehenden Funktionen befugt ist;

b) bezeichnet den Ausdruck „namhaft ge-
machte Luftverkehrsunternehmung" jede
von der Luftfahrtbehörde eines der Ver-
tragschließenden Teile auf schriftlichem
Wege der Luftfahrtbehörde des anderen
Vertragschließenden Teiles als jene Unter-
nehmung bekanntgegebene Luftverkehrs-
unternehmung, welche der erstgenannte
Vertragschließende Teil gemäß den Bestim-
mungen der Artikel I und II des vorliegen-
den Abkommens für den Betrieb der in
der gleichen Bekanntgabe angegebenen
Luftverkehrslinien namhaft zu machen be-
absichtigt.

Artikel XIV

1. Jeder der Vertragschließenden Teile kann
dem anderen Vertragschließenden Teil jederzeit
eine Abänderung des vorliegenden Abkommens
vorschlagen, sofern ihm eine solche Abänderung
wünschenswert erscheinen sollte. Die Beratungen
zwischen den Vertragschließenden Teilen über die
vorgeschlagene Abänderung haben innerhalb
eines Zeitraumes von 60 Tagen, gerechnet vom
Zeitpunkt, zu welchem einer der beiden Teile
dieses Begehren stellt, zu beginnen.

2. Sollte einer der Vertragschließenden Teile
eine Abänderung eines der Anhänge zu diesem
Abkommen als wünschenswert erachten, so kön-
nen die Luftfahrtbehörden der beiden Vertrag-
schließenden Teile eine solche Abänderung ver-
einbaren.

3. Etwaige Abänderungen des vorliegenden
Abkommens oder seiner Anhänge gemäß den
Absätzen 1 und 2 dieses Artikels werden in Kraft
treten, sobald sie durch einen diplomatischen
Notenwechsel bestätigt worden sind.

Artikel XV

Die Luftfahrtbehörden der Vertragschließen-
den Teile werden sich im Geiste einer engen
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Zusammenarbeit von Zeit zu Zeit miteinander
beraten, um sich der Anwendung der in diesem
Abkommen und in seinen Anhängen festgelegten
Grundsätze und ihrer gehörigen Verwirklichung
zu vergewissern.

Artikel XVI

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ab-
kommens wird durch diplomatischen Noten-
wechsel festgesetzt werden. Es wird so lange gel-
ten, bis einer der Vertragschließenden Teile dem
anderen Vertragschließenden Teil seinen Wunsch
mitteilt, es zu kündigen. In diesem Falle wird
das Abkommen seine Gültigkeit innerhalb von
zwölf Monaten nach der Überreichung der Ver-
ständigung über die Kündigung an den anderen
Vertragschließenden Teil verlieren.

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen
Bevollmächtigten dieses Abkommen unterzeich-
net und gesiegelt.

Geschehen zu Wien, am 8. Februar 1956
in zwei gleichlautenden Exemplaren, jedes in
deutscher und polnischer Sprache, wobei beide
Texte in gleicher Weise authentisch sind.

FÜR DIE ÖSTERREICHISCHE
BUNDESREGIERUNG

Figl m. p.

FÜR DIE REGIERUNG DER
VOLKSREPUBLIK POLEN

A. Bida m. p.

Anhang 1

A

Die von den Vertragschließenden Teilen nam-
haft gemachten Luftverkehrsunternehmungen
genießen auf dem Gebiet des anderen Vertrag-
schließenden Teiles das Recht zum Durchflug
und das Recht zu technischen Landungen; auch
steht ihnen die Benützung der für den inter-
nationalen Verkehr vorgesehenen Flughäfen und
sonstigen Luftfahrtseinrichtungen offen. Sie ge-
nießen ferner auf dem Gebiet des anderen Ver-
tragschließenden Teiles das Recht, gemäß den
Bestimmungen dieses Abkommens und unter
Ausschluß jeder auf diesem Gebiet stattfindenden
Kabotage im internationalen Verkehr Fluggäste,
Post und Waren aufzunehmen und abzusetzen.

B

a) Im Falle irgendwelcher Ereignisse mit Flug-
zeugen, Besatzungen, Fluggästen, Gepäck oder
Fracht einer Luftverkehrsunternehmung eines
Vertragschließenden Teiles, die dadurch hervor-
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gerufen sind, daß die Luftfahrtbehörde, die
Luftverkehrsunternehmung oder die Flughafen-
betriebsgesellschaft des anderen Vertragschließen-
den Teiles die laut diesem Abkommen über-
nommenen Verpflichtungen nicht erfüllt hat,
oder die infolge grober Fahrlässigkeit oder ab-
sichtlicher Handlungen ihrer Mitarbeiter oder
Repräsentanten entstanden sind, wird die zur
Haftung in Anspruch genommene Luftfahrt-
behörde, Luftverkehrsunternehmung oder Flug-
hafenbetriebsgesellschaft die materielle Haftung
im Ausmaß des tatsächlich zugefügten Schadens
in den Grenzen, die durch die geltenden natio-
nalen Gesetze der Vertragschließenden Teile oder
durch deren internationale Verpflichtungen ge-
mäß multilateraler Konventionen gesetzt sind,
tragen.

b) Falls durch ein Flugzeug der Luftverkehrs-
unternehmung eines der Vertragschließenden
Teile irgendein Schaden dem anderen Vertrag-
schließenden Teil oder dritten Personen am Bo-
den zugefügt wird, wird die schuldige Luft-
verkehrsunternehmung die materielle Verant-
wortung gemäß den Gesetzen jenes Vertragschlie-
ßenden Teiles, auf dessen Gebiet das betreffende
Ereignis geschehen ist, tragen.

C

a) Das von jeder der namhaft gemachten Luft-
verkehrsunternehmungen zur Verfügung gestellte
Beförderungsangebot richtet sich nach den Ver-
kehrserfordernissen.

b) Die namhaft gemachten Luftverkehrsunter-
nehmungen werden darauf achten, auf den ge-
meinsam betriebenen Flugstrecken ihre wechsel-
seitigen Interessen nicht in ungebührlicher Weise
zu beeinträchtigen.

c) Die Hauptaufgabe der in diesem Anhang
festgelegten Luftverkehrslinien besteht in der
Bereitstellung des Beförderungsangebotes, welches
den Verkehrserfordernissen zwischen dem
Staate, dem die namhaft gemachte Luftverkehrs-
unternehmung angehört, und dem Bestimmungs-
lande entspricht.

d) Das Recht, auf dem Gebiet des anderen
Vertragschließenden Teiles, an den im vorliegen-
den Anhang festgelegten Punkten im internatio-
nalen Verkehr Fluggäste, Post und Waren auf-
zunehmen oder abzusetzen, die nach Drittstaaten
gehen oder aus solchen kommen, wird gemäß
den von den Vertragschließenden Teilen an-
erkannten allgemeinen Grundsätzen einer geord-
neten Entwicklung und unter derartigen Bedin-
gungen ausgeübt, daß das Beförderungsangebot
im Einklang steht:

1. mit den Erfordernissen des Verkehrs zwi-
schen dem Herkunftsland und den Bestimmungs-
ländern;
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2. mit den Erfordernissen eines wirtschaftlichen
Betriebes der in diesem Anhang festgelegten
Luftverkehrslinien;

3. mit den in den durchquerten Gebieten be-
stehenden Erfordernissen des Verkehrs unter
Berücksichtigung der örtlichen und regionalen
Linien.

D

Die von den Vertragschließenden Teilen nam-
haft gemachten Luftverkehrsunternehmungen
sind berechtigt, folgende Luftverkehrslinien in
Betrieb zu nehmen:

a) österreichische Linien:
1. Wien—Warschau,
2. Wien—Warschau—Moskau;

b) polnische Linien:
1. Warschau—Wien,
2. Warschau—Wien—Rom.

Anhang 2

A

Die Vertragschließenden Teile verpflichten
sich, den Nachrichtenaustausch zwischen den für
die Sicherung der Flüge zuständigen Stellen (in
Österreich den staatlichen Flugsicherungsdienst-
stellen, in Polen dem Flugverkehrsdienst der Ver-
waltung der Zivilluftfahrt) so zu gestalten, daß
die Sicherheit und Regelmäßigkeit des in diesem
Abkommen geregelten Luftverkehrs gewähr-
leistet ist. Dies gilt insbesondere für die Über-
mittlung von Meldungen der Luftverkehrs-
kontrolle (Flugdurchführungsplan, Fluginforma-
tionsdienst — NOTAM, Wetterdienst).

B

Bei der Durchführung des Dienstes für die
Sicherung der Flüge innerhalb der Gebiete der
Vertragschließenden Teile, der gemäß Artikel X
des Abkommens nach den nationalen Vorschrif-
ten zu erfolgen hat, gelten insbesondere folgende
Bestimmungen:

a) F l u g v o r b e r e i t u n g .

Die Besatzungen erhalten vor dem Abflug eine
mündliche und schriftliche Wetterberatung für
die ganze Flugstrecke. Sie erhalten eine Informa-
tion über den Zustand der Flughäfen und über
alle zur Durchführung des Fluges notwendigen
Angaben der Navigationshilfsmittel. Vom Flug-
zeugführer ist ein Flugdurchführungsplan zu er-
stellen. Der Abflug des Flugzeuges darf erst nach
Genehmigung dieses Planes durch die zuständige
Luftverkehrskontrollzentrale erfolgen.
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b) D u r c h f ü h r u n g d e s F l u g e s .

Der Flug muß gemäß den Angaben des Flug-
durchführungsplanes ausgeführt werden. Eine
Änderung des Planes ist nur mit Zustimmung
der gebietsmäßig zuständigen Luftverkehrs-
kontrollzentrale möglich. Den Anweisungen der
zuständigen Luftverkehrskontrollzentrale ist von
den Flugzeugen Folge zu leisten.

Die Flugzeuge haben auf der Sendefrequenz
der gebietsmäßig zuständigen Bodenfunkstelle
ständig empfangsbereit und auf der Empfangs-
frequenz der genannten Bodenfunkstelle sende-
bereit zu sein. Die Vertragschließenden Teile
sind darüber einig, daß bei der Verbindung
zwischen Boden und Flugzeug Radiotelephonie
mittels Ultrakurzwellen verwendet werden
soll. Hiebei ist die englische Sprache zu ver-
wenden.

Die Flugzeuge haben an den vorgeschriebenen
Punkten ihre Positionsmeldung abzugeben.

Sämtliche für Zwecke der Sicherung der Flüge
benötigten Angaben über die Bodenorganisation,
insbesondere über die Navigationshilfen, sind für
das österreichische Bundesgebiet aus dem öster-
reichischen Luftfahrthandbuch (AIP Austria) und
für das Gebiet der Volksrepublik Polen den von
der Verwaltung der Zivilluftfahrt herausgegebe-
nen NOTAMs und Vorschriften zu entnehmen.

Die Luftverkehrsunternehmungen haben den
für die Sicherung der Flüge zuständigen Stellen
mitzuteilen, unter welchen minimalen Wetter-
bedingungen eine Landung auf dem Flughafen
erfolgt. Sie haben weiters für den Fall, daß auf
einem Flughafen kein standardisiertes Lande-
verfahren besteht, den genannten Stellen mit-
zuteilen, welches Verfahren im Falle einer Lan-
dung bei schlechter Sicht von ihren Flugzeugen
angewendet wird. Falls ein standardisiertes
Landeverfahren besteht, ist jedoch dieses anzu-
wenden.

C

Zum Zwecke der Übermittlung der für die
Flugvorbereitung und die Durchführung des
Fluges erforderlichen Angaben, werden die Luft-
fahrtbehörden der Vertragschließenden Teile eine
Nachrichtenverbindung zwischen den Flughäfen
Wien und Warschau einrichten.

D

Außerplanmäßige Flüge auf den im Ab-
schnitt D des Anhanges 1 genannten Luftver-
kehrslinien werden nach vorheriger Anmeldung
durch die interessierte Luftverkehrsunterneh-
mung, die mindestens 24 Stunden vor Abflug
des Flugzeuges bei der zuständigen Luftfahrt-
behörde erfolgen muß, durchgeführt werden.

Das Abkommen wurde gemäß seinem Artikel XVI durch Notenwechsel mit Wirk-
samkeit vom 1. April 1956 in Kraft gesetzt.

Raab
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Nachdem das am 25. März 1957 in München unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik
Österreich und dem Freistaat Bayern über die Anwendung der Salinenkonvention samt Schluß-
protokoll, welches also lautet:

Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Freistaat Bayern über
die Anwendung der Salinenkonvention.

Die Republik Österreich und der Freistaat
Bayern, vom Wunsche geleitet, die durch das
Münchener Traktat vom 14. April 1816 und
durch die Konvention zwischen Österreich und
Bayern über die beiderseitigen Salinenverhält-
nisse vom 18. März 1829 (im folgenden als
Salinenkonvention bezeichnet) geregelten Ange-
legenheiten den geänderten Verhältnissen an-
zupassen, sind wie folgt übereingekommen:

TEIL I.

§ 1.

(1) Der Freistaat Bayern wird dafür sorgen,
daß das in Art. I des Dritten Abschnittes der
Salinenkonvention umschriebene Grubenfeld des
österreichischen Salzbergbaues dadurch erweitert
wird, daß die südwestliche Markscheide parallel
zum bisherigen Verlauf rund 200 m nach Süd-
westen verlegt wird. Für das Erweiterungsfeld
sollen grundsätzlich alle Bestimmungen anwend-
bar sein, die für das bisherige Grubenfeld gelten.

(2) Die Republik Österreich wird sich bei
Übergabe des zusätzlichen Grubenfeldes ver-
pflichten, dieses Feld an den Freistaat Bayern
ohne Entschädigung zurückzugeben, wenn der
regelmäßige Gewinnungsbetrieb auf dem Dürrn-
berg für einen Zeitraum von mehr als fünf
Jahren eingestellt bleibt. Die zuständige österrei-
chische Stelle wird ferner die Pläne für den Ab-
bau und Betrieb des österreichischen Gruben-
feldes im Einvernehmen mit dem Bayerischen
Oberbergamt in München festlegen sowie den
Beauftragten des Bayerischen Oberbergamtes die
Auskünfte erteilen und die Einsichtnahmen ge-
statten, die erforderlich sind, um die notwendigen
Feststellungen für die Sicherheit im Bergbau und
an der Oberfläche des Grubenfeldes zu treffen.
Die Republik Österreich wird den Abbau in
dem Erweiterungsfeld erst dann beginnen, wenn
dies im Rahmen eines rationellen Abbaues des
gesamten Grubenfeldes nach den allgemein an-
erkannten Regeln der Bergbaukunde geboten er-
scheint.

§ 2.

(1) Der Freistaat Bayern kann aus der Erzeu-
gung seiner Waldungen 4 0 % des Verkaufsholzes

ohne materielle Beschränkung und ohne Anrech-
nung auf handelsvertragliche Kontingente nach
Bayern ausführen, höchstens aber jährlich
9000 fm. Verkaufsholz ist die Einschlagsmenge
abzüglich des auf Grund altrechtlicher Verbind-
lichkeiten an Rechtler zu überlassenden Holzes
und des Eigenbedarfes der Saalforstverwaltung.

(2) Außerordentliche, infolge von Elementar-
oder Katastrophenschäden anfallende Holzmen-
gen sind anteilsmäßig im Rahmen der 9000 fm
zu berücksichtigen. Mehrmengen werden geson-
dert geregelt.

(3) In den nach Bayern auszuführenden Holz-
mengen werden Blochholz und andere Holz-
sorten in dem Verhältnis enthalten sein, das dem
erfahrungsmäßigen Anfall entspricht.

(4) Die für die Forstverwaltung zuständigen
obersten Dienststellen haben das Recht, jeweils
nach Ablauf von zehn Forstwirtschaftsjahren,
erstmals zum 1. Oktober 1970, innerhalb einer
Frist von drei Monaten vor Ablauf des zehnten
Jahres zu verlangen, daß Verhandlungen über
eine Änderung der Sätze des Abs. 1 eingeleitet
werden.

§ 3.

(1) Der Freistaat Bayern stimmt zu, daß hin-
sichtlich des in Österreich gelegenen Grundver-
mögens die österreichischen Rechtsvorschriften
anzuwenden sind. Dies gilt insbesondere für die
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des Agrar-,
Forst- und Jagdwesens.

(2) Bei der zwangsweisen Ablösung von Forst-
rechten soll auf eine angemessene zeitliche Ver-
teilung der Ablösungslasten Bedacht genommen
werden.

(3) Das Jagdausübungsrecht auf dem bundes-
forsteigenen Teil des Jagdreviers Falleck ver-
bleibt dem Freistaat Bayern.

§ 4.

(1) Die Bestimmungen der Salinenkonvention,
die die Befreiung von Steuern, Zöllen und son-
stigen Abgaben zum Gegenstand haben, bleiben
mit der Maßgabe aufrecht, daß, soweit es sich
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um die Saalforste handelt, die Umsatzsteuer
samt Zuschlägen, die Grundsteuer und sämtliche
Beiträge, deren Berechnung auf der Grundlage
des Grundsteuermeßbetrages erfolgt (derzeit der
Beitrag zur land- und forstwirtschaftlichen Un-
fallversicherung, der Beitrag von land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieben an den Ausgleichs-
fonds für Familienbeihilfe und der Beitrag an
die Kammer für Land- und Forstwirtschaft in
Salzburg), erhoben werden.

(2) Es werden erhoben:
die Umsatzsteuer samt Zuschlägen für steuer-

pflichtige Vorgänge, die nach dem Inkrafttreten
dieses Abkommens bewirkt werden;

die Grundsteuer ab 1. Jänner 1958;
die Beiträge, die auf der Grundlage des Grund-

steuermeßbetrages berechnet werden, rückwir-
kend ab 1. April 1945.

(3) Die für die Bewirtschaftung der Saalforste
und den Jagdbetrieb benötigten Fahrzeuge, Ma-
schinen und Geräte, einschließlich der Ersatz-
teile hiezu, sowie die Amtserfordernisse, Schutz-
mittel und das forstliche Saat- und Pflanzgut
sind bei der Einfuhr aus der Bundesrepublik
Deutschland von Zöllen und sonstigen Eingangs-
abgaben befreit, vorausgesetzt, daß sie nur für
die eigenen betrieblichen Zwecke verwendet und
im österreichischen Zollgebiet weder entgeltlich
noch unentgeltlich übertragen werden.

§ 5.

Ein österreichisches Gericht oder eine öster-
reichische Verwaltungsbehörde kann wegen einer
Streitsache, die sich auf einen Gegenstand der
Salinenkonvention in der Fassung dieses Abkom-
mens bezieht und an der der Freistaat Bayern
beteiligt ist, erst dann angerufen werden, wenn
Vergleichsverhandlungen ohne Ergebnis ver-
laufen sind. Die Vergleichsverhandlungen sind
durch einen Antrag beim Amt der Salzburger
Landesregierung oder bei der Generaldirektion
der Österreichischen Salinen einzuleiten. Diese
Stellen haben das Einvernehmen mit der Ober-
forstdirektion München oder mit dem Bayeri-
schen Oberbergamt je nach deren sachlicher Zu-
ständigkeit zu pflegen und zu versuchen, die
Angelegenheit binnen einer angemessenen Frist,
längstens jedoch binnen drei Monaten, gütlich
beizulegen. Auf Antrag eines der Beteiligten sind
im Zug des Vergleichsverfahrens die sachlich in
Betracht kommenden Bundesministerien der Re-
publik Österreich und die zuständigen Staats-
ministerien des Freistaates Bayern mit dem
Schlichtungsversuch betraut: In diesem Fall ver-
längert sich die Frist auf längstens sechs Monate
vom Zeitpunkt der ersten Antragstellung. Die
Verjährung ist während der Anhängigkeit des
Vergleichsverfahrens gehemmt.

TEIL II.

Unter Berücksichtigung der im Teil I getrof-
fenen Vereinbarungen und der geänderten Ver-
hältnisse, insbesondere unter Bedachtnahme dar-
auf, daß gewisse Bestimmungen durch Zeit-
ablauf oder vollständige Erfüllung gegenstands-
los geworden sind, und unter Anpassung an den
geänderten Sprachgebrauch und das in beiden
Staaten herrschende Maßsystem ist die Salinen-
konvention in der Fassung der Anlage anzuwen-
den, die wesentlicher Bestandteil dieses Abkom-
mens ist.

TEIL III.

§ 1.

Die Meinungsverschiedenheiten, die sich auf
einen Gegenstand dieses Abkommens beziehen
und für deren Entscheidung nicht die Zuständig-
keit eines Gerichtes oder einer Verwaltungs-
behörde gegeben ist, sollen im Verhandlungsweg
beigelegt werden.

§ 2.

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit auf
diese Weise nicht erledigt werden kann, ist sie
auf Verlangen eines Vertragschließenden einem
Schiedsgericht zu unterbreiten.

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall
in der Weise gebildet, daß jeder Vertragschlie-
ßende einen Vertreter bestellt und diese sich
auf den Angehörigen eines dritten Staates als
Obmann einigen.

(3) Das Schiedsgericht fällt seine Entschei-
dungen auf Grund dieses Abkommens sowie
unter Anwendung des Völkergewohnheitsrechtes
und der allgemein anerkannten Rechtsgrund-
sätze.

(4) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stim-
menmehrheit. Seine Entscheidungen sind bin-
dend. Jeder Vertragschließende trägt die Kosten
seines Schiedsrichters. Die übrigen Kosten wer-
den von beiden Vertragschließenden je zur Hälfte
getragen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht
sein Verfahren selbst.

(5) Hinsichtlich der Ladung und Vernehmung
von Zeugen und Sachverständigen werden die
Behörden der beiden Vertragschließenden auf das
vom Schiedsgericht an die betreffende Regierung
zu richtende Ersuchen in derselben Weise Rechts-
hilfe leisten wie auf das Ersuchen inländischer
Zivilgerichte.

TEIL IV.

Dieses Abkommen ist — sofern sich nicht aus
Teil I und II ausdrücklich etwas anderes er-
gibt — nach Sinn und Zweck der Salinenkon-
vention unter Wahrung der auf Grund dieser
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Konvention und ihrer Beilagen wohlerworbenen
und noch bestehenden Rechte jeder Art aus-
zulegen.

Das Abkommen wird nach der verfassungs-
mäßigen Genehmigung des Nationalrates der
Republik Österreich und nach Genehmigung
durch die Bayerische Staatsregierung durch No-
tenwechsel in Kraft gesetzt werden.

Geschehen zu München, am 25. März 1957,
in zweifacher Ausfertigung.

Für die Republik Österreich:

Leopold Figl
LS.

Für den Freistaat Bayern:

Dr. Wilhelm Hoegner
LS.

Schlußprotokoll.

Bei der Unterzeichnung des heute zwischen der
Republik Österreich und dem Freistaat Bayern
abgeschlossenen Abkommens über die Anwen-
dung der Salinenkonvention besteht Einver-
ständnis über folgende Punkte:

1. Die Lohnsteuer, die auf die Gehaltsbezüge
der bayerischen Staatsforstbeamten und der An-
gestellten deutscher Staatsangehörigkeit entfällt,
ist seit dem 1. April 1945 von den Amtskassen
der bayerischen Forstämter Leogang, St. Martin
bei Lofer und Unken einbehalten, aber nicht an
das zuständige Finanzamt abgeführt worden. Auf
die Besteuerung dieser Bezüge haben Art. VI des
Vertrages zwischen der Republik Österreich und
dem Deutschen Reich vom 23. Mai 1922 zur Aus-
gleichung der in- und ausländischen Besteuerung,
insbesondere zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung auf dem Gebiet der direkten Steuern
sowie Art. 10 des Abkommens zwischen der
Republik Österreich und der Bundesrepublik
Deutschland vom 4. Oktober 1954 zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet
der Steuern vom Einkommen und vom Ver-
mögen sowie der Gewerbesteuern und der
Grundsteuern Anwendung zu finden.

2. Die im österreichischen Salzbergbau der
Saline Hallein beschäftigten Arbeitnehmer, ins-
besondere auch die auf Grund einer Schicht-
berechtigung beschäftigten, unterliegen aus-
schließlich dem für österreichische Arbeitnehmer
geltenden Dienstrecht, unbeschadet der aus der
Schichtberechtigung sich ergebenden Ansprüche.

3. a) Der Inhalt der Dienstbarkeiten, die nach
Art. 3 Abs. 2 der Salinenkonvention in
der Fassung des Abkommens von 1957 auf
bundeseigenen Grundstücken zu verbüchern
sind, ist nach dem Rezeß vom 17. Oktober
1831 (XX. Konferenzprotokoll) zu be-
stimmen.

b) Dem Freistaat Bayern bleibt es überlassen,
die Holzausbringungs- und Lagerungs-
rechte auf nicht bundeseigenen Grund-
stücken mit Einwilligung der Grundeigen-
tümer verbüchern zu lassen.

4. Die Republik Österreich wird im Rahmen
der gesetzlichen Vorschriften die Übertragung
der zur Verwaltung der Saalforste nötigen Geld-
mittel auf Konten der bayerischen Forstämter
Leogang, St. Martin bei Lofer und Unken bei
österreichischen Geldinstituten wie auch die
Übertragung der Einkünfte aus diesen Forsten
an die Regierungshauptkasse München ermög-
lichen.

5. Die Republik Österreich und der Freistaat
Bayern behalten sich vor, die Schichtberech-
tigungen und die Wasserbenutzungsrechte
(Art. 22 und 24 der Salinenkonvention in der
Fassung des Abkommens von 1957) nach dem
gegenwärtigen Stand im Einvernehmen mit den
Beteiligten aufzuzeichnen.

6. Das Amt der Salzburger Landesregierung
und die Oberforstdirektion München werden
die Musterbedingungen für Forstrechtsregulie-
rungsurkunden gemeinsam ausarbeiten.

Geschehen zu München, am 25. März 1957,
in zweifacher Ausfertigung.

Für die Republik Österreich:

Leopold Figl

Für den Freistaat Bayern:

Dr. Wilhelm Hoegner
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Anlage

Salinenkonvention vom 18. März 1829 in
der Fassung des Abkommens vom 25. März

1957.

ERSTER ABSCHNITT.

Die Saalforste.

A r t i k e l 1.

(1) Dem Freistaat Bayern verbleibt das un-
widerrufliche Eigentum an den in den nach-
stehenden Grundbuchseinlagen des Bezirks-
gerichtes Saalfelden im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des Abkommens von 1957 eingetragenen
Grundstücken.

(2) Der Freistaat Bayern ist ferner anteils-
berechtigtes Mitglied folgender Agrargemein-
schaften:

(3) Der Freistaat Bayern wird einzelne Grund-
stücke oder Grundstückteile abtreten und Eigen-
tumsbeschränkungen einräumen, soweit es das
allgemeine Beste nach den österreichischen
Rechtsvorschriften erheischt.

(4) Sämtliche Grundstücke des Abs. 1 sind ver-
markt. Für die in Abs. 1 Buchstabe a angeführ-
ten Grundstücke liegen besondere Vermarkungs-
protokolle und Grenzpläne vor, die im Vollzug
der Salinenkonvention verfaßt wurden.

(5) Von zwanzig zu zwanzig Jahren werden
die Vertragschließenden Vertreter ernennen, die,
soweit nötig, die Grenzen gemeinschaftlich be-
gehen und die Grenzzeichen unbestrittener
Grenzverläufe instandsetzen oder erneuern las-
sen werden.

A r t i k e l 2.

(1) Der Freistaat Bayern ist berechtigt, den
nachhaltigen Holzertrag der in Art. 1 Abs. 1
bezeichneten Grundstücke ohne Ausnahme ir-
gendeiner Holzgattung nach Maßgabe der Be-
stimmungen des Abs. 3 in eigener Regie oder
durch Verkauf auf dem Stock zu nutzen und
zu verwerten.

(2) Das gleiche gilt für Forstnebenprodukte,
wobei jedoch der Freistaat Bayern alle derzeit
bestehenden, auf besonderer Verleihung oder
Kontrakten beruhenden Befugnisse der Privaten
während ihrer Dauer nicht behindern wird.
Unter den Forstnebenprodukten werden die
Früchte, die Harze und Abfälle der Bäume sowie
die pflanzlichen und mineralischen Bestandteile
des Waldbodens verstanden, soweit letztere nicht
nach dem österreichischen Berggesetz dem Staat
vorbehalten sind (Regal).

(3) Aus der Erzeugung der in Art. 1 Abs. 1
Buchstabe a angeführten Grundstücke kann der
Freistaat Bayern jährlich 40% des Verkaufs-
holzes, höchstens aber 9000 fm, jedoch ohne
sonstige materielle Beschränkung und ohne An-
rechnung auf handelsvertragliche Kontingente
nach Bayern ausführen. Verkaufsholz ist die Ein-
schlagsmenge abzüglich des auf Grund altrecht-
licher Verbindlichkeiten an die Berechtigten zu
überlassenden Holzes und des Eigenbedarfes der
bayerischen Forstämter Leogang, St. Martin bei
Lofer und Unken.

Außerordentliche, infolge von Elementar- oder
Katastrophenschäden anfallende Holzmengen
sind anteilsmäßig im Rahmen der 9000 fm zu
berücksichtigen. Mehrmengen werden durch be-
sondere Vereinbarung zwischen den beiderseits
zuständigen obersten Dienststellen geregelt.

In den nach Bayern auszuführenden Holz-
mengen werden Blochholz und andere Holz-
sorten in dem Verhältnis enthalten sein, das
dem erfahrungsmäßigen Anfall entspricht.

Die beiderseits zuständigen obersten Dienst-
stellen haben das Recht, jeweils nach Ablauf
von zehn Forstwirtschaftsjahren, erstmals zum
1. Oktober 1970, innerhalb einer Frist von drei
Monaten vor Ablauf des zehnten Jahres zu ver-
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langen, daß Verhandlungen über eine Änderung
der Sätze des Abs. 3 eingeleitet werden.

Im übrigen unterliegt die Ausfuhr den für den
Außenhandel jeweils geltenden österreichischen
gesetzlichen Vorschriften.

A r t i k e l 3.

(1) Der Freistaat Bayern ist berechtigt, das
Holz aus seinen Waldungen unter Einhaltung
der forst- und wasserrechtlichen Bestimmungen
auf folgenden Gewässern zu triften: Saalach von
der Einmündung der Leo flußabwärts bis zur
Staatsgrenze zwischen der Republik Österreich
und der Bundesrepublik Deutschland, Leo bis
zu ihrer Einmündung in die Saalach, Schwarzleo
oder Schranbach, Wimbach, Buchweißbach,
Rechtschüttbach, Ödenbach (Forstbezirk St. Mar-
tin bei Lofer), Rotschüttbach, Brunnbach (Forst-
bezirk St. Martin bei Lofer), Dießbach, Brechl-
bach, Katzengraben, Weißbach, Tiefenkendl-
graben, Kranzgraben, Schrofenkendlgraben, Gra-
senbach, Ofenkendlgraben, Litzelgraben, Hirsch-
bach, Scharleitenbach, Griesbach, Hundalmbach,
Pflasterbach, Wannkratbach, Schoberweißbach,
Donnersbach, Illersbach, Scharnlbach, Innersbach,
Großweißbach, Theil- oder Triangelgraben,
Klausgraben, Ödenbach (Forstbezirk Unken),
Fußtalbach, Rothenbach, Rudersbach, Prunnbach
(Forstbezirk Unken), Schlifbach, Unkenbach,
Fischbach, Wielandsbach, Reitkendlbach, Roß-
kaarbach, Steinbach.

(2) Die Republik Österreich anerkennt, daß
dem Freistaat Bayern auf bestimmten bundes-
eigenen Grundstücken in der Ortsgemeinde
Weißbach bei Lofer Holzausbringungs- und
Holzlagerungsrechte zustehen. Sie bewilligt, daß
diese Rechte als Dienstbarkeiten zugunsten des
Freistaates Bayern verbüchert werden und ver-
pflichtet sich, die notwendigen verbücherungs-
fähigen Urkunden auszustellen.

A r t i k e l 4.

(1) Zur Holzarbeit sind grundsätzlich öster-
reichische Staatsangehörige als Arbeitskräfte zu
verwenden, soweit solche verfügbar und mit orts-
üblicher Entlohnung einverstanden sind. Hiebei
sind in erster Linie die Besitzer der dem Wald
zunächst liegenden Güter zu berücksichtigen, es
sei denn, daß dies der bayerischen Forstver-
waltung aus betrieblichen Gründen nicht zu-
mutbar ist; diese Zusicherung der bevorzugten
Verwendung beinhaltet jedoch kein Realrecht
zur Holzarbeit.

(2) In jenen Teilen der ehemaligen Berchtes-
gadener Zinswaldungen, aus denen früher das
Holz durch Arbeitskräfte aus Berchtesgaden zur
ehemaligen Saline Frauenreith in Berchtesgaden
gebracht wurde, können Arbeitskräfte aus
Bayern uneingeschränkt beschäftigt werden.

A r t i k e l 5.

(1) Die in Art. 1 Abs. 1 Buchstabe a angeführ-
ten Grundstücke sind mit Holzbezugsrechten be-
lastet, die in Einforstungsliquidationsprotokollen
festgelegt sind. Diese Rechte sind Nutzungs-
rechte im Sinn des § 1 des Salzburger Wald-
und Weideservitutengesetzes (WWSG), LGBl.
Nr. 65/1955. Für sie gilt das genannte Gesetz,
soweit dieses Abkommen nicht etwas anderes
bestimmt.

(2) Die Holzbezugsrechte sind mit Ausnahme
der in Art. 7 Abs. 1 angeführten Rechte von
Amts wegen mit Wirkung ab 1. Jänner 1957
zu regulieren. Bei der Regulierung sind das im
Land Salzburg allgemein angewendete Katego-
riensystem für die Bemessung des Brennholzes
und das Musterhäuser- oder Faktorensystem für
die Bemessung des Nutzholzes anzuwenden. Die
Berechnung einer Trennstücksgebühr für die
Vergangenheit unterbleibt.

(3) Ergibt die Regulierung, daß der derzeitige
Haus- und Gutsbedarf die im Einforstungsliqui-
dationsprotokoll festgelegte Höchstmenge er-
reicht oder übersteigt, so gilt diese Höchstmenge
als die regulierte Gebühr. Liegt die ermittelte
Bedarfsziffer unter der Höchstmenge, so ist diese
Bedarfsziffer die regulierte Gebühr. Der Unter-
schied zwischen der Höchstmenge und der regu-
lierten Gebühr hat zu ruhen, wenn künftig ein
höherer Bedarf zu erwarten ist; sonst ist der
Unterschied in Geld abzulösen. Die abzulösenden
Gebühren dürfen ohne Zustimmung des Ver-
pflichteten in einem Kalenderjahr insgesamt
300 fm nicht übersteigen.

(4) Der Berechtigte wird in der freien Ver-
fügung über das gesamte bezogene Rechtholz
nicht beschränkt, wenn er verpflichtet wird, die
eingeforsteten Baulichkeiten in ordentlichem
Bauzustand zu erhalten.

(5) Bis zum Eintrit t der Rechtswirksamkeit
der Regulierung erhält der Berechtigte, soweit
der dezennale Bezug nicht erschöpft ist, als vor-
läufigen Jahresbezug 7 0 % der Höchstmenge
(Abs. 3), erstmals für das Bezugsjahr 1957, mit
dem Recht der freien Verfügung; er ist jedoch
verpflichtet, die eingeforsteten Baulichkeiten in
ordentlichem Bauzustand zu erhalten. Der vor-
läufige Bezug und etwaige Mehrbezüge im lau-
fenden Abrechnungszeitraum sind mit dem regu-
lierten Bezug abzurechnen.

A r t i k e l 6.

Bei der Regulierung der Holzbezugsrechte sind
ferner folgende Grundsätze zu beachten:

a) Das Rechtholz ist in Fichten- und Tan-
nenholz abzugeben, soweit im Einfor-
stungsliquidationsprotokoll keine anderen
Holzarten vorgesehen sind; als Brennholz
kann auch Hartholz verabfolgt werden.
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b) Das Rechtholz ist als Brenn- und Licht-
holz, als Bau- und Brunnholz mit einem
Mittendurchmesser von 25—29 cm, als
Zeugholz (Dach- und Ladholz) mit einem
Mittendurchmesser von 30 cm und mehr
und als Zaunholz mit einem Mittendurch-
messer von 20—24 cm abzugeben; diese
Sortimente sind wie folgt umzurechnen:

1 fm Bauholz = 0'85 fm Zeugholz
oder 1'15 fm Zaunholz,

1 fm Zeugholz = 1'15 fm Bauholz

oder l '30 fm Zaunholz,

1 fm Zaunholz = 0'85 fm Bauholz
oder 0'70 fm Zeugholz.
Als Brenn- und Lichtholz sind weiche

Scheiter, gespalten aus Rundlingen von
14—19 cm Zopfstärke mittlerer Sorte,
oder hartes Prügelholz (Rundlinge von
7—13 cm Zopfstärke) abzugeben; werden
andere Sortimente abgegeben, so sind diese
wie folgt anzurechnen:
1 rm weiche Scheiter bester Sorte

mit 1'10 rm,

1 rm weiche Prügel

mit 0'67 rm,
1 rm harte Scheiter

mit 1'25 rm,
1 rm Anbruch weich oder hart

mit 0'50 rm.

Wird hartes oder weiches Brennholz von
14—19 cm Zopfstärke ungespalten ins
Raummaß gesetzt (Drehlinge), so werden
dem Raummaß 10% zugeschlagen. Moder-
holz (Faulholz) braucht nicht als Recht-
holz genommen zu werden.

c) Das Brennholz ist alljährlich zu beziehen.
Beim Bau-, Zeug- und Zaunholz werden
dem Berechtigten Abrechnungszeiträume
von je zehn Jahren zugestanden. Während
dieser Zeiträume kann die Zaunholzgebühr
für mehrere Jahre zusammen nur nach-
träglich, die Bau- und Zeugholzgebühr auch
im vorhinein bis zur Summe von zehn
Jahren bezogen werden. Wird für fünf
oder mehr Jahre das Holz auf einmal
genommen, so ist auf Verlangen des Ver-
pflichteten der Bedarf hiefür nachzuweisen.
Wird der Bedarf nicht oder ungenügend
nachgewiesen, so kann die Holzabgabe in
dem begehrten Maß abgelehnt werden.

Was am Ende eines zehnjährigen Ab-
rechnungszeitraumes an Zaun- und Zeug-
holz nicht bezogen ist, verfällt dem Wald-
eigentümer, wogegen das eingesparte Bau-
holz dem Berechtigten für den nächsten
Abrechnungszeitraum gutzuschreiben ist.

d) Der Beginn des ersten Abrechnungszeit-
raumes wird für jedes der drei bayerischen
Forstämter zwischen der Oberforstdirek-
tion München und dem Amt der Salz-
burger Landesregierung einvernehmlich
festgesetzt.

e) In einem unverschuldeten Brand- oder
anderen Elementarfall — ausgenommen
Hochwasserschäden —, durch den die ein-
geforsteten Baulichkeiten ganz oder teil-
weise zerstört werden, gebührt dem Be-
rechtigten unentgeltlich das zur bauord-
nungsmäßigen Wiederherstellung nötige
Holz unter der Voraussetzung, daß er bei
einer in Österreich zugelassenen Versiche-
rungsanstalt wenigstens mit einem Drittel
des Gebäudewertes gegen Brandschaden
versichert ist. Hievon sind das etwa noch
verwendbare Abbruchholz, der nachhaltige
Jahresertrag sämtlicher Eigentumswälder,
jedoch unbeschadet des ordentlichen Be-
darfes, ein etwaiges Guthaben oder eine
aufgespeicherte Gebühr und die fällige
Jahresgebühr abzuziehen.

A r t i k e 1 7.

(1) Für Almen, für Verwerkungen sowie für
Straßen und Brücken, die von Gebietskörper-
schaften erhalten werden, wird das Holz weiter-
hin nach Bedarf für die in, den Einforstungs-
liquidationsprotokollen angeführten Baulich-
keiten bis zu den errechneten Höchstmengen
abgegeben. Die Baulichkeiten dürfen ohne Zu-
stimmung des Verpflichteten nicht vergrößert,
vermehrt, versetzt oder für andere als urkund-
liche Zwecke verwendet werden. Art. 5 Abs. 2
bis 4 ist nicht anzuwenden. Besteht kein Bedarf,
so ruht das Recht; es wird nicht abgelöst.

(2) Entfällt künftig der Bedarf für Alpgebäude,
Verwerkungen, Straßen oder Brücken, die durch
Massivbauten ganz oder teilweise ersetzt wer-
den, so ist auf Grund eines vor der Bauführung
zu stellenden Antrages des Berechtigten als ein-
malige Entschädigung für die Verringerung des
künftigen Bedarfes die Holzmenge abzugeben,
die zur ganzen oder teilweisen Neuherstellung
der Baulichkeiten in der bisherigen Größe und
Bauweise erforderlich wäre. Insoweit erlischt das
Recht.

(3) Über den tatsächlichen Holzbezug wird von
zehn zu zehn Jahren abgerechnet. Unterbezüge
gegenüber der Höchstmenge verfallen, Über-
bezüge werden im nächsten Abrechnungszeit-
raum ausgeglichen. Ein Anspruch auf Voraus-
bezüge für künftige Abrechnungszeiträume be-
steht nicht. Die beim Inkrafttreten des Abkom-
mens von 1957 laufenden Abrechnungszeiträume
dauern solange, bis die in Art. 6 Buchstabe d
vorgesehenen neuen Abrechnungszeiträume be-
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ginnen. Ab diesem Zeitpunkt werden die regu-
lierten und die unregulierten Bezugsrechte in
gleichen Zeiträumen abgerechnet.

(4) Für die abgegebenen Holzarten gilt Art . 6
Buchstabe a mit der Maßgabe, daß als Brenn-
holz für Almen in erster Linie Klaub- und Lese-
holz zu verwenden ist. In einem unverschul-
deten Brand- oder anderen Elementarfall
— außer Hochwasserschäden — gilt Art . 6 Buch-
stabe e.

(5) Das Bedarfsholz darf nur zu dem urkund-
lichen Zweck verwendet werden; jede andere
Verwendung, insbesondere eine Veräußerung, ist
ausgeschlossen.

A r t i k e l 8.

(1) Für alles bezogene Rechtholz, ausgenom-
men Elementar-, Klaub- und Leseholz, ist eine
Verwaltungsgebühr an den Verpflichteten zu
entrichten.

(2) Die Verwaltungsgebühr beträgt zehn Kreu-
zer für eine Wiener Klafter Brennholz zu
3'41 rm, einen halben Kreuzer für einen Wiener
Kubikfuß Nutzholz zu 0'03158 fm. Sie wird
nach den jeweiligen Bestimmungen des WWSG
in die geltende Währung umgerechnet.

A r t i k e l 9.

An Stelle der Holzbeistellung für Geistliche
und Schulen durch die Holzmeister t r i t t eine
gebührenfreie Holzabgabe am Stock in der Höhe
von 1% des gesamten Regieeinschlages der Saal-
forste an Pfarren und Schulerhalter. Diese Holz-
abgabe verteilt der Verpflichtete in der her-
kömmlichen Weise.

A r t i k e l 10.

(1) Die Weiderechte, die auf in Art. 1 Abs. 1
Buchstabe a angeführten Grundstücken lasten,
sind in Eichbriefen festgelegt. Sie sind Nutzungs-
rechte im Sinn des § 1 WWSG. Die Eichbriefe
gelten als Regulierungsurkunden im Sinn dieses
Gesetzes.

(2) Innerhalb der weidebelasteten Grundstücke
sind mit Schwendrechten belastete Blößen aus-
geschieden. Die Grenzen dieser Blößen sind ver-
messen und vermarkt; hierüber liegen besondere
Vermarkungsprotokolle und Grenzpläne vor.
Alle außerhalb dieser Blößen liegenden Flächen
gelten als Wald.

(3) Auf diesen Blößen darf nur nach Aus-
zeichnung des Holzes durch den Verpflichteten
geschwendet werden. Fällt beim Schwenden ver-
wertbares Holz an, so hat der Verpflichtete
dieses entweder selbst zu Schlägern oder die
Schlägerungskosten dem Berechtigten zu ersetzen.

(4) Weiderechte können nur abgelöst werden,
wenn hiedurch ein geschlossener Weidebezirk
vollständig weideentlastet wird.

A r t i k e l 11.

Die Waldstreu kann nach dem bisherigen Her-
kommen und unter Beachtung der forstrecht-
lichen Bestimmungen auch weiter unentgeltlich
gewonnen werden. Die Streunutzung ist ein
Recht im Sinn des § 1 WWSG. Berechtigt sind
die Eigentümer der den Waldungen nächstgele-
genen und mit Holzbezügen dort eingeforsteten
Güter. Die Rechte können ohne Zustimmung
des Verpflichteten nicht abgelöst werden. Sie
ruhen bei fehlendem Bedarf.

Artikel 12.

(1) Der Freistaat Bayern verwaltet die in
Art. 1 Abs. 1 angeführten Grundstücke durch
Forstämter mit dem Sitz in Leogang, St. Martin
bei Lofer und Unken. Diese Forstämter sind im
öffentlichen Leben den Forstverwaltungen der
Österreichischen Bundesforste gleichgestellt und
führen die Bezeichnung „Bayerisches Forst-
amt . . . ". Sie sind berechtigt, in den bayerischen
Landesfarben zu flaggen, wenn gleichzeitig die
österreichischen Farben gehißt werden. Sie sind
weiter berechtigt, auch im Verkehr mit den
österreichischen Behörden ihr Dienstsiegel zu
führen. Die Forstbeamten können ihre Dienst-
uniform tragen.

(2) Zu Organen des Forst-, Jagd-, Fischerei-
und Feldschutzes können Beamte der Forstämter
bestellt werden, sonstige Bedienstete nur dann,
wenn sie die für den betreffenden Dienstzweig
nach österreichischem Recht vorgeschriebene
Prüfung abgelegt oder die erforderlichen Kennt-
nisse vor der zuständigen Bezirksverwaltungs-
behörde nachgewiesen haben. Vor der Bestel-
lung der Organe ist die Zustimmung der zustän-
digen Bezirksverwaltungsbehörde einzuholen.
Diese beeidet die bestellten Organe. Im übrigen
gelten die einschlägigen österreichischen Rechts-
vorschriften für solche Organe sinngemäß.

(3) Die bestellten und beeideten Organe ge-
nießen in Ausübung ihres Dienstes denselben
Schutz und dieselben Rechte wie die entspre-
chenden österreichischen Zivilwachen.

ZWEITER ABSCHNITT.

Das Jagdrevier Falleck.

A r t i k e l 13.

Dem Freistaat Bayern steht innerhalb des in
der Natur vermarkten Jagdreviers Falleck neben
seinem Eigenjagdrecht auch das Jagdausübungs-
recht auf dem bundesforsteigenen sogenannten
Platteret, Einlagezahl 9 Grundstück Nr. 207
Katastralgemeinde Hohlwegen zu. Diese Jagd-
rechte sind jeweils vom Bayerischen Forstamt
St. Martin bei Lofer anzumelden. Im übrigen
gelten die österreichischen Rechtsvorschriften.
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DRITTER ABSCHNITT.

Der Salzbergbau am Dürrnberg.

A r t i k e l 14.

(1) Der Republik Österreich ist für den Betrieb
des Salzbergbaues der Salinenverwaltung Hallein
am Dürrnberg auf bayerischem Gebiet ein Gru-
benfeld bestimmt (im folgenden als Altes Gru-
benfeld bezeichnet).

(2) Die Streckung dieses Grubenfeldes auf baye-
rischem Gebiet liegt unmittelbar an der Staats-
grenze und zwar in der Hauptrichtung des Auf-
schlusses des Salzgebirges am Dürrnberg. Haupt -
richtung des Grubenfeldes ist eine Linie, welche
vom Abgehen des Wolfdietrich-Rollschurfes im
Johann-Jakob-Berg über das Feldort dieses
Berges am Fassungspunkt des Stinkenden Wäs-
serls verläuft.

(3) Die südöstliche und die nordwestliche Mark-
scheide des Grubenfeldes werden von zwei gera-
den, mit der Hauptrichtungslinie parallel laufen-
den Linien gebildet, wovon die erste einen
Abstand von 722'64 m (vierhundert salzburgi-
sche Berglachter) vom Fuß des Taufenbach-Tag-
schurfes, die zweite gleichfalls einen Abstand
von 722'64 m (vierhundert salzburgische Berg-
lachter) vom Feldort des Dücker-Versuchsbaues
als den beiden äußeren Punkten des Gruben-
baues auf bayerischem Gebiet hat.

(4) Die erwähnten Abstände sind söhlig und
rechtwinkelig auf die Richtungslinie der Mark-
scheide zu messen.

(5) Die nordöstliche Markscheide folgt der
Staatsgrenze zwischen der Republik Österreich
und dem Freistaat Bayern.

(G) Die südwestliche Markscheide besteht in
einer geraden Linie, die 32'50 m (achtzehn salz-
burgische Berglachter) hinter dem obengenann-
ten Feldort des Johann-Jakob-Berges in die
Kreuzstunde der Hauptrichtung des Gruben-
feldes verläuft, mithin die südöstliche und
die nordwestliche Markscheide rechtwinkelig
schneidet.

(7) Das so umgrenzte Grubenfeld erstreckt sich
saiger in die Ewige Teufe.

A r t i k e l 15.

(1) Über das in Art. 14 bezeichnete Gruben-
feld hinaus überläßt der Freistaat Bayern der
Republik Österreich ab Inkrafttreten des Ab-
kommens von 1957 ohne Entschädigung die Ab-
bauberechtigung auf Steinsalz und Solquellen in
einem Feld, das an die südwestliche Markscheide
anschließt und durch die Verlängerung der süd-
östlichen und der nordwestlichen Markscheide des
Alten Grubenfeldes in gerader Richtung um je
200 m und durch die Parallele zur südwestlichen

Markscheide des Alten Grubenfeldes in diesem
Abstand begrenzt wird (im folgenden als Er-
weiterungsfeld bezeichnet).

(2) Für das Erweiterungsfeld gelten grundsätz-
lich alle Bestimmungen, die für das Alte Gruben-
feld vereinbart wurden.

(3) Die Republik Österreich verpflichtet sich,
das Erweiterungsfeld einschließlich des zur Siche-
rung der Grubenbaue eingebrachten Ausbaues
an den Freistaat Bayern ohne Entschädigung
zurückzugeben, wenn der regelmäßige Gewin-
nungsbetrieb auf dem Dürrnberg für einen
Zeitraum von mehr als fünf Jahren eingestellt
bleibt. Die Republik Österreich verpflichtet sich,
auch schon vor Ablauf dieses Zeitraumes ihren
allfälligen Entschluß, den Bergbaubetrieb auf
dem Dürrnberg endgültig einzustellen, dem Frei-
staat Bayern sofort bekanntzugeben.

(4) Die Republik Österreich verpflichtet sich
ferner, bei Rückgabe des Erweiterungsfeldes die
zur Vermeidung von Bergschäden bergpolizei-
lich angeordneten Sicherungsmaßnahmen zu
treffen, wenn der Bergbau nicht fortgeführt wird
oder innerhalb von zwanzig Jahren nach Rück-
gabe des Erweiterungsfeldes der Freistaat Bayern
keine Erklärung über eine Fortführung des Berg-
baues abgegeben hat. Erklärt innerhab von
zwanzig Jahren der Freistaat Bayern, daß der
Bergbau fortgeführt werden wird, so sind zwi-
schen den Vertragschließenden Art und Umfang
der von der Republik Österreich zu treffenden
Sicherungsmaßnahmen zu vereinbaren.

A r t i k e l 16.

(1) Das Bergwerkseigentum der Republik
Österreich am Alten Grubenfeld und das Recht
zur Ausübung des Bergbaues im Erweiterungs-
feld sind unwiderruflich.

(2) Der Bergbaubetrieb unterliegt den im Frei-
staat Bayern jeweils für den Bergbau gültigen
Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften.

(3) Die Republik Österreich verpflichtet sich,
den Abbau im Erweiterungsfeld erst dann zu
beginnen, wenn dies im Rahmen eines rationel-
len Abbaues des Alten Grubenfeldes und des
Erweiterungsfeldes als Ganzen nach den allge-
mein anerkannten Regeln der Bergbaukunde
geboten erscheint. Die Republik Österreich ver-
pflichtet sich, dem Bayerischen Oberbergamt
jährlich jeweils bis zum 31. Jänner einen
Betriebsplan für das laufende Kalenderjahr einzu-
reichen. Dem Bayerischen Oberbergamt bleibt es
vorbehalten, dem Betriebsplan hinsichtlich einer
rationellen Abbauweise seine Zustimmung zu
erteilen.

• (4) Der Freistaat Bayern wird innerhalb des
Alten Grubenfeldes und des Erweiterungsfeldes
keine Erlaubnis zur Aufsuchung und Gewinnung
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der in Art. 2 des Bayerischen Berggesetzes auf-
geführten Mineralien (staatsvorbehaltene Minera-
lien) erteilen. Die im Gebiet des Erweiterungs-
feldes bereits erteilte Erlaubnis zur Aufsuchung
von Manganerz bleibt bestehen; die Republik
Österreich wird keine Einwendungen erheben,
wenn auf Grund dieser Aufsuchungserlaubnis
eine Gewinnungserlaubnis erteilt wird.

A r t i k e l 17.

Die Republik Österreich ist befugt, bei Bedarf
das Wildmoos oder Dückermoos durch einen
Stollen zu entwässern, dessen Mundloch außer-
halb des Alten Grubenfeldes liegt. Dieser Stollen
darf für andere betriebliche Zwecke nicht ver-
wendet werden.

A r t i k e l 18.

(1) Die Vertragschließenden kommen überein,
daß entlang der Grenze außerhalb des Alten
Grubenfeldes und des Erweiterungsfeldes ein
Sicherungspfeiler von zwanzig Metern stehen
bleibt, der von keiner Seite verletzt werden darf.

(2) Die Vertragschließenden stellen einver-
nehmlich fest, daß der Müllauer Stollen im Be-
reich des Erweiterungsfeldes bereits besteht. Die-
ser Stollen wird von bayerischer Seite abgemauert
werden.

A r t i k e l 19.

(1) Das Alte Grubenfeld ist vermarkt.
(2) Das Erweiterungsfeld wird sobald als mög-

lich, spätestens nach Ablauf von drei Jahren ab
Inkrafttreten des Abkommens von 1957, ver-
markt. Über Art und Umfang der Vermarkung
des Erweiterungsfeldes wird zwischen dem Baye-
rischen Oberbergamt und der Bayerischen Berg-,
Hüt ten- und Salzwerke AG. einerseits und der
Salinenverwaltung Hallein anderseits das Ein-
vernehmen hergestellt werden. Die Kosten der
Vermarkung werden von den Vertragschließen-
den je zur Hälfte getragen.

A r t i k e l 20.

(1) Über das Alte Grubenfeld und das Erwei-
terungsfeld sind Grubenkarten (Grubenbild) her-
zustellen, in denen sämtliche Grubenbaue sowie
alle Taganlagen einzutragen sind. Ferner muß
aus den Grubenkarten die Lage der Grubenbaue
im Verhältnis zur Oberfläche ersichtlich sein.
Die Grubenkarten müssen jährlich nachgetragen
werden. Das Bayerische Oberbergamt erhält ein
Grubenbild. Der Markscheider des Bayerischen
Oberbergamtes ist berechtigt, im Abstand von
zwei Jahren Kontrollmessungen durchzuführen.
Die Salinenverwaltung Hallein wird ihm dabei
behilflich sein.

(2) Sollte beim Betrieb des Bergbaues ein Er-
eignis eintreten, das eine Gefährdung der Lager-
stätte außerhalb des Alten Grubenfeldes und des
Erweiterungsfeldes oder eine Gefährdung der
Oberfläche befürchten läßt, so wird die Salinen-
verwaltung Hallein dem Bayerischen Oberberg-
amt unverzüglich Mitteilung machen. Die Re-
publik Österreich verpflichtet sich, zur Beseiti-
gung einer solchen Gefahr im Einvernehmen mit
dem Bayerischen Oberbergamt die notwendigen
Maßnahmen zu treffen. Der Freistaat Bayern
verpflichtet sich, hinsichtlich eines etwa künftig
aufzuschließenden Bergbaues in gleicher Weise zu
verfahren.

(3) Von fünf zu fünf Jahren findet durch Be-
auftragte der Salinenverwaltung Hallein und der
Bayerischen Berg-, Hüt ten- und Salzwerke AG.
eine Überprüfung der Marksteine und der Gru-
benkarten sowie der Grubenbaue statt. Dem
Bayerischen Oberbergamt ist Gelegenheit zu ge-
ben, sich an den Revisionen zu beteiligen. Es er-
hält Abschriften der Protokolle.

A r t i k e l 21.

Die Republik Österreich verpflichtet sich, alle
Schadenersatzansprüche zu erfüllen, die nach
deutschem Recht gegen den Unternehmer des
auf bayerischem Gebiet umgehenden Betriebes
der Salinenverwaltung Hallein bestehen.

A r t i k e l 22.

Die auf älteren Verträgen, auf besonderen
Verleihungen und auf der Salinenkonvention be-
ruhenden und noch bestehenden Schichtberechti-
gungen im österreichischen Salzbergbau am
Dürrnberg bleiben mit dem bisherigen Inhalt
unwiderruflich erhalten.

A r t i k e l 23.

(1) Die Republik Österreich ist berechtigt, für
betriebliche Zwecke der Salinenverwaltung Hal -
lein aus den sogenannten Achtforstwäldern
Prielwald, Hangendmoos, Haarpoint, Rostek,
Roßleithen, Lendlau, Mittereckwald und Eck-
wald auf bayerischem Gebiet jährlich 630 fm
Derbholz, gemessen in aufgearbeitetem Zustand,
das Stammnutzholz ohne Rinde, unentgeltlich
und ohne Belastung mit Forstzins oder anderen
Gebühren zu beziehen; die Stämme sind bis zu
einem Durchmesser von 7 cm am dünnen Ende
aufzuarbeiten. Die Salinenverwaltung Hallein ist
hiezu in die genannten Achtforstwälder eingefor-
stet. Die Jahresmenge von 630 fm kann unter-
oder überschritten werden; jedoch dürfen inner-
halb eines Zehnjahresabschnittes nicht mehr als
6300 fm entnommen werden. Zum Ende eines
Zehnjahresabschnittes wird abgerechnet, das
Recht auf den Bezug von Mengen, die zu diesem
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Zeitpunkt nicht in Anspruch genommen worden
sind, verfällt.

(2) Im Rahmen des in Abs. 1 genannten Be-
zugsrechtes können innerhalb eines Zehnjahres-
abschnittes insgesamt bis zu 120 fm Lärchenholz
angefordert werden, sofern ein Bedarf der Sali-
nenverwaltung Hallein gegeben ist und der Be-
stand an schlagbarem Lärchenholz unter Beach-
tung der forstwirtschaftlichen Gesichtspunkte in
den Achtforstwäldern dies zuläßt.

(3) Die Salinenverwaltung Hallein wird den
Jahresbedarf jeweils bis Ende September für das
kommende Kalenderjahr dem Forstamt Berchtes-
gaden nach Menge, Holzart und Sortiment an-
zeigen, damit hierauf bei der Auszeige der einzel-
nen Stämme entsprechend Rücksicht genommen
werden kann. Für Notfälle bleiben vorläufige
und nachträgliche Bedarfsanzeigen vorbehalten,
denen der Freistaat Bayern unter Anrechnung
auf die Jahresmenge nach Möglichkeit ohne Ver-
zug entsprechen wird. Bei Elementar- oder Kata-
strophenschäden wird die Salinenverwaltung
Hallein durch zeitlich verstärkten Holzbezug an
der baldigen Aufräumung der betroffenen Wald-
stücke mitwirken.

(4) Das zu entnehmende Holz wird durch das
Forstamt Berchtesgaden ausgezeigt. Dabei ist auf
eine angemessene Verteilung der Schläge Rück-
sicht zu nehmen, soweit dies ohne Beeinträchti-
gung des nachhaltigen Ertrages der Waldungen
geschehen kann.

(5) Einschlag und Holzausfuhr einschließlich
der Regelung der Benutzung privater Grund-
stücke obliegen der Salinenverwaltung Hallein
auf deren Kosten. Bei der Fällung, Aufarbeitung
und Bringung des Holzes ist die Salinenverwal-
tung Hallein an die einschlägigen bayerischen
Vorschriften gebunden. Sie ist verpflichtet, Wege,
die nur sie für die Holzbringung benutzt, zu
unterhalten und sich an der Unterhaltung der
Wege, die sie für die Holzbringung mitbenutzt,
anteilsmäßig zu beteiligen. Die Salinenverwal-
tung Hallein wird mit dem Schneiden des Holzes
in aller Regel die bestehenden Sägewerke am
Sattelbach und auf der Au beauftragen, soweit
diese den Schnitt zu angemessenen Bedingungen
übernehmen.

(6) Holz, das binnen zwei Jahren nach dem
Schlag noch nicht aus den in Abs. 1 genannten
Waldungen abgeführt ist, verfällt entschädigungs-
los und unter voller Anrechnung auf das Kon-
tingent.

A r t i k e l 24.

Die Republik Österreich kann für den Bedarf
oder zum Schutz des österreichischen Salzberg-
baues am Dürrnberg Quellen und Wasserzuflüsse
auf bayerischem Gebiet in der durch die Salinen-

konvention bestimmten Weise benutzen. Das
gleiche gilt für die Zuleitung und Ableitung von
Gewässern von dem Gebiet des einen Staates in
das Gebiet des anderen Staates. Die Benutzungs-
rechte Dritter bleiben nach Maßgabe der Rege-
lung der Salinenkonvention erhalten.

A r t i k e l 25.

Der Republik Österreich steht es frei, im Be-
reich des Alten Grubenfeldes auf bayerischem Ge-
biet Steinbrüche zur Gewinnung von Steinen,
Schotter, Ton, Lehm und Sand für den Betriebs-
bedarf der Salinenverwaltung Hallein anzulegen
und zu betreiben. Sofern hiebei Grundstücke in
Anspruch genommen werden, die dem Freistaat
Bayern gehören, werden sie zu dieser Benutzung
unentgeltlich überlassen. Zur Benutzung von
Grundstücken privater Eigentümer ist deren
Einwilligung erforderlich.

A r t i k e l 26.

(1) Das Bayerische Oberbergamt wird sich vor
Erlaß von Vorschriften für den auf bayerischem
Gebiet umgehenden Bergwerksbetrieb der Sali-
nenverwaltung Hallein mit der zuständigen
österreichischen Bergpolizeibehörde ins Beneh-
men setzen mit dem Ziel einer möglichst weit-
gehenden Angleichung solcher Vorschriften an
die entsprechenden österreichischen Bestim-
mungen.

(2) Die Republik Österreich wird der für den
Bergwerksbetrieb der Salinenverwaltung Hallein
zuständigen österreichischen Bergpolizeibehörde
als Amtshilfebehörde auch den Vollzug der Vor-
schriften übertragen, die für den auf bayerischem
Gebiet liegenden Teil des Bergwerksbetriebes
gelten.

(3) Dem Bayerischen Oberbergamt obliegt die
Oberaufsicht über die Amtshilfebehörde. Die
Republik Österreich wird Beauftragten des
Bayerischen Oberbergamtes die Befahrung der
Grubenbaue auf dessen Wunsch jederzeit ge-
statten.

(4) Die Republik Österreich verpflichtet sich,
alle Schadenersatzansprüche zu erfüllen, die etwa
gegen den Freistaat Bayern deshalb bestehen,
weil der Vollzug der Vorschriften des Bayeri-
schen Oberbergamtes durch die Amtshilfebehörde
mangelhaft gewesen ist.

A r t i k e l 27.

(1) Die Verwaltung und Leitung des Salzberg-
baues der Salinenverwaltung Hallein am Dürrn-
berg obliegt, soweit in der Salinenkonvention
in der Fassung des Abkommens von 1957 nicht
etwas anderes bestimmt ist, der Republik Öster-
reich und ihren damit betrauten Dienststellen.
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(2) Beauftragte dieser Dienststellen sind be-
rechtigt, die ihnen nötig erscheinenden Nach-
sichten und Vermessungen über- und untertags
jederzeit ungehindert durchzuführen und alle
Maßnahmen zu treffen, die der Betrieb des Salz-
bergbaues erfordert. Die bayerischen Behörden
gewähren hiebei auf Verlangen Unterstützung.

VIERTER ABSCHNITT.

Salzabgabe der Republik Österreich an den
Freistaat Bayern.

A r t i k e l 28.

Die Republik Österreich verpflichtet sich, an
den Freistaat Bayern auf dessen Verlangen
jährlich bis zu 10.000 t Salz zu den Gestehungs-
kosten der Salinenverwaltung Hallein ab Werk
Hallein verladen zu liefern. Der Freistaat Bayern
oder sein Beauftragter ist berechtigt, die Ge-
stehungskosten sich nachweisen zu lassen. Der
Abruf der jeweiligen Mengen hat spätestens
ein Jahr vor Lieferung zu erfolgen.

FÜNFTER ABSCHNITT.

Abgabenrechtliche Bestimmungen.

A r t i k e l 29.

(1) Der Freistaat Bayern ist hinsichtlich der in
Art. 1 und 13 angeführten Grundstücke, Anteils-
rechte und Jagdrechte von den Steuern vom Ein-
kommen, Ertrag (Lohnsumme) und Vermögen
sowie von sonstigen öffentlichen Abgaben befreit.
Diese Befreiung erstreckt sich auch auf Abgaben,
die auf Grund der wirtschaftlichen Verwertung
der vorgenannten Vermögenschaften oder der
Verbringung ihrer Erzeugnisse nach Bayern er-
hoben werden.

(2) Die Befreiung gemäß Abs. 1 gilt nicht
a) für die Umsatzsteuer samt Zuschlägen,
b) für die Grundsteuer,
c) für sämtliche Beiträge, die auf der Grund-

lage des Grundsteuermeßbetrages berechnet
werden.

(3) Die für die Bewirtschaftung der Saalforste
und den Jagdbetrieb benötigten Fahrzeuge, Ma-
schinen und Geräte, einschließlich der Ersatzteile
hiezu, sowie die Amtserfordernisse, Schutzmittel
und das forstliche Saat- und Pflanzgut sind bei
der Einfuhr aus der Bundesrepublik Deutschland
von Zöllen und sonstigen Eingangsabgaben be-
freit, vorausgesetzt, daß sie nur für die eigenen

betrieblichen Zwecke verwendet und im öster-
reichischen Zollgebiet weder entgeltlich noch un-
entgeltlich übertragen werden.

(4) Bei der Ausfuhr von Salz nach Bayern nach
Art. 28 erhebt die Republik Österreich weder
Zölle noch sonstige Abgaben.

A r t i k e l 30.

(1) Die Republik Österreich ist hinsichtlich des
Teiles des Salzbergbaues der Salinenverwaltung
Hallein, der sich auf die in Art. 14 und 15 ange-
führten Grubenfelder auf bayerischem Gebiet
erstreckt, von Steuern und Abgaben aller Ar t
befreit.

(2) Die Steuer- und Abgabenbefreiung des
Abs. 1 erstreckt sich auch auf den Holzbezug der
Salinenverwaltung Hallein nach Art. 23 und auf
den Betrieb von Steinbrüchen nach Art. 25.

SECHSTER ABSCHNITT.

Verwaltungsvorverfahren.

A r t i k e l 31.

Wegen einer Streitsache, die sich auf einen
Gegenstand der Salinenkonvention in der Fas-
sung des Abkommens von 1957 bezieht und an
der der Freistaat Bayern beteiligt ist, kann ein
österreichisches Gericht oder eine österreichische
Verwaltungsbehörde erst dann angerufen wer-
den, wenn Vergleichsverhandlungen ohne Er-
gebnis verlaufen sind. Die Vergleichsverhandlun-
gen sind durch einen Antrag beim Amt der Salz-
burger Landesregierung und in Angelegenheiten
des Dritten und Vierten Abschnittes bei der Ge-
neraldirektion der Österreichischen Salinen ein-
zuleiten. Diese Stellen haben das Einvernehmen
mit der Oberforstdirektion München oder mit
dem Bayerischen Oberbergamt je nach deren
sachlicher Zuständigkeit zu pflegen und zu ver-
suchen, die Angelegenheit binnen einer angemes-
senen Frist, längstens jedoch binnen drei Mona-
ten, gütlich beizulegen. Auf Antrag eines der Be-
teiligten sind im Zug des Vergleichsverfahrens
die sachlich in Betracht kommenden Bundesmini-
sterien der Republik Österreich und die zustän-
digen Staatsministerien des Freistaates Bayern
mit dem Schlichtungsversuch betraut. In diesem
Fall verlängert sich die Frist auf längstens sechs
Monate vom Zeitpunkt der ersten Antragstel-
lung. Die Verjährung ist während der Anhängig-
keit des Vergleichsverfahrens gehemmt.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen samt Schlußprotokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik
Österreich die gewissenhafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel und Wiederaufbau und vom Bundesminister
für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Öster-
reich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 21. Dezember 1957.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:

Raab

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:

Thoma

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:

Bock

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Figl

Das vorliegende Abkommen samt Schlußprotokoll ist nach Durchführung des in Teil IV vor-
gesehenen Notenwechsels am 8. Juli 1958 in Kraft getreten.

Raab
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